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SPD-MdB Friese:

„Postinfrastruktur und Kundeninteressen gesichert“

Verbesserungen für das Filialsystem in ländlichen Regionen

Mit der Beibehaltung der Exklusivlizenz für die Deutsche Post AG bis zum Jahr 2007 verlängert und präzisiert die Regierungskoalition die Regelungen, die besonders im Interesse der Kunden liegen. Wie SPD-Bundestagsabgeordneter Harald Friese (Heilbronn) erklärt, werden diese Maßnahmen gerade für die ländlichen Regionen im nördlichen Baden-Württemberg die flächendeckende Versorgung mit Postdienstleistungen auch weiterhin sicherstellen. Gleichzeitig würden durch Agenturen und posteigene Filialen Arbeitsplätze direkt und indirekt gesichert.

Mit dem vom Bundestag Mitte Dezember verabschiedeten „Zweiten Gesetz zur Änderung des Postgesetzes“ werde besonders geregelt, daß die bisher auf 2002 bzw. 2005 befristeten Vorgaben zur Gesamtzahl der 5000 eigenbetriebenen und insgesamt bundesweit 12.000 Filialen bis Ende 2007 verlängert werden. Die Verpflichtung der Deutschen Post AG, in Gemeinden mit mindestens 4000 Einwohnern eine Filiale zu betreiben, werde ausgeweitet auf Gemeinden mit mindestens 2000 Einwohnern. Dies, so Friese, „sichert und verbessert das Angebot an Agenturen und Filialen in weiten ländlichen Räumen, die in der Vergangenheit von umstrittenen Schließungen besonders betroffen waren“.

Zahlreiche Kunden sowie Verbraucherverbände hätten den in Teilen der Republik von der Post AG vorgenommenen Umbau der Briefkästen kritisiert. Dieser hatte zur Folge, dass nicht mehr erkennbar war, ob ein Briefkasten bereits geleert war und ob eine Sendung noch am selben Tag abgehen würde. Deshalb werde nun festgelegt, dass am Briefkasten neben den regelmäßigen Leerungszeiten auch die jeweils nächste Leerung angegeben werden muss.

Mit diesen Initiativen, meint Friese, habe die SPD-Bundestagsfraktion konstruktiv auf die Beschwerden und Anregungen reagiert, die sich aus den Erfahrungen mit der Anwendung der von uns 1999 neu geschaffenen Universaldienstleistungsverordnung (PUDLV) ergeben haben. Nach der nunmehr erfolgten Zustimmung durch den Bundesrat können sich Verbraucher, Kommunalpolitiker, Betriebe und Bundesländer, deren Anliegen nun berücksichtigt sind, über einen gemeinsamen Erfolg freuen.

